
1. �Anzeigen sind im Zweifel zur Veröffentlichung innerhalb eines 
Jahres nach Vertragsabschluss abzurufen. Ist im Rahmen eines 
Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, 
so ist der Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten 
Anzeige abzuwickeln, sofern die erste Anzeige innerhalb der in Satz 
1 genannten Frist abgerufen und veröffentlicht wird.

2. �Aufträge, für die ein Nachlass gewährt wird, können nur zugunsten 
ein und derselben natürlichen oder juristischen Person abgeschlos-
sen werden, Gesellschaften, an denen eine Mehrheitsbeteiligung 
besteht, können in die Berechnung des Nachlasses einbezogen 
werden.

3. �Der Anspruch auf rückwirkenden Nachlass erlischt, wenn er nicht in-
nerhalb eines Monats nach Ablauf der Jahresfrist geltend gemacht 
wird.

4. �Die zahlen- und mengenmäßige Einbeziehung von Anzeigen in einen 
Abschluss, für die der Tarif einen Nachlass nicht vorsieht, ist nicht 
möglich. Es ist auch nicht zulässig, für Anzeigen zum ermäßigten 
Grundpreis, für die der Tarif einen Nachlass nicht vorsieht, einen 
nachlasspflichtigen Abschluss zum vollen Grundpreis zu tätigen 
oder solche Anzeigen in einen laufenden nachlasspflichtigen Ab-
schluss zum vollen Grundpreis einzubeziehen.

5. �Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag nicht 
zu vertreten hat, so hat der Auftraggeber den Unterschied zwischen 
dem gewährten und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechen-
den Nachlass dem Verlag zu erstatten. Die Erstattung entfällt, wenn 
die Nichterfüllung auf höherer Gewalt im Risikobereich des Verlages 
beruht.

6. �Bei der Errechnung der Abnahmemengen werden Text-Millimeterzei-
len dem Preis entsprechend in Anzeigen-Millimeter umgerechnet.

7. �Platzierungsvorschriften müssen so rechtzeitig beim Verlag einge-
hen, dass dem Auftraggeber noch vor Anzeigenschluss mitgeteilt 
werden kann, wenn der Auftrag auf diese Weise nicht auszuführen 
ist. Sie sind nur gültig, wenn sie vom Verlag schriftlich bestätigt 
worden sind.

8. �Textteilanzeigen sind Anzeigen, die mit mindestens drei Seiten an 
den Text und nicht an andere Anzeigen angrenzen. Anzeigen, die 
aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als Anzeigen erkenn-
bar sind, werden als solche vom Verlag mit dem Wort „Anzeige“ 
deutlich kenntlich gemacht.

9. �Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne Abrufe 
im Rahmen eines Abschlusses – wegen des Inhalts, der Herkunft 
oder der technischen Form nach einheitlichen, sachlich gerecht-
fertigten Grundsätzen des Verlages abzulehnen, wenn deren Inhalt 
gegen Gesetze oder behördliche Bestimmungen verstößt oder 
deren Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. 
Dies gilt auch für Aufträge, die bei Geschäftsstellen, Annahmestellen 

oder Vertretern aufgegeben werden. Die Ablehnung eines Auftrages 
wird dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt.

10. �Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für den Inhalt und die 
rechtliche Zulässigkeit der für die Insertion zur Verfügung gestell-
ten Text- und Bildunterlagen. Der Verlag ist nicht verpflichtet, Auf-
träge und Anzeigen daraufhin zu prüfen, ob durch sie die Rechte 
Dritter beeinträchtigt werden. 
 
Der Auftraggeber hat den Verlag von Ansprüchen freizustellen, 
die Dritten aus der Ausführung des Auftrags gegen den Verlag 
erwachsen. Erscheinen nicht rechtzeitig stornierte Anzeigen, so 
stehen auch dem Auftraggeber daraus keine Ansprüche gegen den 
Verlag zu.

11. �Mit dem Erteilen des Anzeigenauftrags verpflichtet sich der Auf-
traggeber, die Kosten der Veröffentlichung einer Gegendarstellung 
zu tragen, und zwar nach Maßgabe des jeweils gültigen Anzeigen-
tarifs.

12. �Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwand-
freier Druckunterlagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für 
erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druckunterlagen fordert 
der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Verlag gewährleistet die für 
den belegten Titel übliche Druckqualität im Rahmen der durch die 
Druckunterlagen gegebenen Möglichkeiten.

13. �Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrich-
tigem oder bei unvollständigem Abdruck der Anzeige Anspruch auf 
Herabsetzung der Vergütung oder eine einwandfreie Ersatzanzeige, 
aber nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beein-
trächtigt wurde. 
 
Lässt der Verlag eine ihm hierfür gestellte angemessene Frist 
verstreichen oder ist die Ersatzanzeige erneut nicht einwandfrei, so 
hat der Auftraggeber ein Recht auf Herabsetzung der Vergütung 
oder Rückgängigmachung des Auftrages. Für Fehler aus telefoni-
scher Übermittlung wird nicht gehaftet. 
 
Schadensersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, 
Verschulden bei Vertragsschluss und unerlaubter Handlung sind 
ausgeschlossen; Schadensersatzansprüche aus nachträglicher 
Unmöglichkeit der Leistung und Verzug sind beschränkt auf Ersatz 
des vorhersehbaren Schadens und auf das für die betreffende 
Anzeige zu zahlende Entgelt. 
 
Dies gilt nicht für die Erfüllung vertragswesentlicher Pflichten und 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit des Verlegers, seines gesetz-
lichen Vertreters und seiner Erfüllungsgehilfen. Eine Haftung des 
Verlages wegen des Fehlens zugesicherter Eigenschaften bleibt 
unberührt. Im kaufmännischen Geschäftsverkehr haftet der Verlag 
darüber hinaus auch nicht für grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungs-
gehilfen. 
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In den übrigen Fällen ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für gro-
be Fahrlässigkeit dem Umfang nach auf den voraussehbaren Scha-
den bis zur Höhe des betreffenden Anzeigenentgelts beschränkt. 
Reklamationen müssen – außer bei nicht offensichtlichen Mängeln 

– innerhalb von vier Wochen nach Eingang von Rechnung und Beleg 
geltend gemacht werden. 
 
Wird die Durchführung des Auftrages infolge höherer Gewalt, 
insbesondere bei Arbeitskämpfen, auf Dauer erheblich erschwert, 
besteht keine Verpflichtung zur Erfüllung und zum Schadensersatz.

14. �Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert. 
Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der 
zurückgesandten Probeabzüge. Der Verlag berücksichtigt alle 
Fehlerkorrekturen, die ihm innerhalb der bei der Übersendung des 
Probeabzuges gesetzten Frist mitgeteilt werden.

15. �Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die 
nach Art der Anzeige übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der Be-
rechnung zugrunde gelegt.

16. �Bei Änderung der Anzeigenpreise treten die neuen Bedingungen 
auch bei laufenden Aufträgen sofort in Kraft, wenn nicht ausdrück-
lich eine andere Vereinbarung getroffen wurde.

17. �Die Werbungsmittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in 
ihren Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbung-
treibenden an die Preisliste des Verlages zu halten.

18. �Bei Zahlungsverzug werden Zinsen sowie die Einziehungskosten 
berechnet. Der Verlag kann die weitere Ausführung des laufenden 
Auftrages bis zur Bezahlung zurückstellen. Entstehen nachträglich 
begründete Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers, ist 
der Verlag berechtigt, auch während der Laufzeit eines Anzeigen-
abschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne Rücksicht 
auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von dem Ausgleich 
offenstehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen. 
 
Wir behalten uns vor, unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
mit Gegenforderungen des Auftraggebers aufzurechnen. Wir sind 
darüber hinaus berechtigt, mit allen eigenen Forderungen sowie 
den Forderungen verbundener Unternehmen gegen Forderungen 
des Auftraggebers und Gegenforderung mit dem Auftraggeber 
verbundene Unternehmen aufzurechnen. 
 
Zudem ist im Falle des Zahlungsverzugs oder der Vermögens-
verschlechterung auch eine Verrechnung von Forderungen mit 
unterschiedlichen Fälligkeitszeitpunkten zulässig. Eine Aufrech-
nung oder Verrechnung ist in den vorgenannten Fällen auch dann 
zulässig, wenn eine andere Leistung erfüllungshalber vereinbart 
wurde.

19. �Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzeigen-
beleg. Je nach Art und Umfang des Anzeigenauftrages werden 
Anzeigenausschnitte, Belegseiten oder vollständige Belegnum-
mern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt 
an seine Stelle eine rechtsverbindliche Bescheinigung des Verlages 
über die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige.

20. �Bei aufwendigen typografischen Arbeiten und bei über den übli-
chen Rahmen hinausgehenden Anfertigungen von Reinzeichnun-
gen, Filmen und anderen Druckunterlagen behält sich der Verlag 
vor, diese Arbeiten gesondert in Rechnung zu stellen. Kosten für 
vom Auftraggeber gewünschte oder zu vertretende erhebliche 
Änderungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat der Auf-
traggeber zu tragen.

21. �Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an den 
Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet 
drei Monate nach Ablauf des Auftrages.

22. �Abbestellungen müssen schriftlich vor Anzeigenschluss erfolgen. 
Bei Abbestellung einer Anzeige kann der Verlag die entstandenen 
Satzkosten berechnen.

23. �Bei Ziffernanzeigen wendet der Verlag für die Verwahrung und 
rechtzeitige Weitergabe der Angebote die Sorgfalt eines ordentli-
chen Kaufmanns an. Einschreibebriefe und Eilbriefe auf Ziffernan-
zeigen werden nur auf dem normalen Postweg weitergeleitet.

24. �Erfüllungsort ist Frankfurt am Main. Gerichtsstand für Rechtsstrei-
tigkeiten mit Vollkaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-rechtlichem Sondervermögen ist Frankfurt 
am Main. Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des 
Auftraggebers im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt oder 
hat der Auftraggeber nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Gesetzes 
verlegt, ist als Gerichtsstand der Sitz des Verlages vereinbart.

25. �Datenschutz: Gemäß Art. 6 b) DSGVO weisen wir darauf hin, dass 
im Rahmen der Geschäftsbeziehungen die erforderlichen Kunden- 
und Lieferantendaten mit Hilfe der elektronischen Datenverarbei-
tung gespeichert werden. Weitere Informationen zum Datenschutz 
finden Sie unter 
https://www.boersen-zeitung.de/datenschutz.

26. �Hinweis gem. Verbraucherstreitbeilegungsgesetz – VSBG: Die 
Europäische Kommission stellt unter 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/ 
eine Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (sog. 
OS-Plattform) bereit. Wir sind zur Teilnahme an einem Streitbei-
legungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle weder 
bereit noch verpflichtet.
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